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Entwurf eines Gesetzes über Hilfsmaßnahmen 
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Bundestages herbeizuführen (Anlage 1). 

Der Deutsche Bundesrat hat zur Vorlage gemäß Artikel 76 Absatz 2 
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des Herrn Präsidenten des Deutsdien Bundesrates vor. 
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Entwurf eines Gesetzes 

über Hilfsmaßnahmen zur Förderung der Wirtschaft 
von Groß-Berlin (West) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

B u n d e s g a r a n t i e zur Abdeckung des dem 
Warenbezug aus Groß-Berlin (W* e s t) 
anhaftenden Risikos 

§ 1 

Der Bundesminister der Finanzen wird ermächtigt, zur Förderung 
des Warenbezugs aus Groß-Berlin (West) Sicherheitsleistungen 
und Gewährleistungen bis zum Betrage von fünfzig Millionen 
Deutsche Mark nach Richtlinien zu übernehmen, die von der Bun- 
desregierung, erlassen werden. 


Artikel II 

B u n d e s b ü r g s c h a f t zur Sicherstellung der 
Finanzierung des Kraftwerks West der 
Berliner El'ektrizitätswerke AG. 

§ 2 

Der Bundesminister der Finanzen wird ermächtigt, für einen Kre- 
dit der Kreditanstalt für Wiederaufbau in Höhe von fünfund- 
fünfzig Millionen Deutsche Mark an die Berliner Elektrizitäts- 
werke AG. zum Ausbau des Berliner Kraftwerks West eine Bürg- 
schaft in der Weise zu übernehmen, daß die Bundesrepublik 
Deutschland in Höhe von zwanzig vom Hundert für jeden ausge- 
fallenen Teilbetrag bis zu einem Gesamthöchstbetrag von elf 
Millionen Deutsche Mark haftet. 


Artikel III 


Umsatzsteuervergünstigungen 

§ 3 


(1) Hat ein Unternehmer von einem Westberliner Unternehmer 
Gegenstände erworben, so ist er berechtigt, die Umsatzsteuer, die 
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er für einen Voranmeldungszeitraum (Veranlagungszeitraüm) 
schuldet; um drei vom Hundert des Betrages zu kürzen, den er 
im gleichen Zeitraum als Entgelt für diese Gegenstände gezahlt 
hat, wenn die Gegenstände in Groß-Berlin (West) hergestellt wor- 
den sind, aus Groß-Berlin (West) in das Bundesgebiet gelangt sind 
und das Entgelt in Groß-Berlin (West) gezahlt worden ist; diese 
Voraussetzungen müssen buchmäßig nachgewiesen sein. 

(2) Hat ein Westberliner Unternehmer es übernommen, in Groß- 
Berlin (West) hergestellte Gegenstände im Bundesgebiet zusam- 
menzusetzen, einzubauen oder bei der Errichtung eines Werkes 
als Teile zu verwenden, so ist der auftraggebende Unternehmer 
berechtigt, die von ihm geschuldete Steuer um drei vom Hundert 
des Entgelts zu kürzen, das auf diese Gegenstände entfällt, wenn 
diese Gegenstände besonders berechnet worden sind und das 
Entgelt dafür in Groß-Berlin (West) gezahlt worden ist; die 
Voraussetzungen, daß die verwendeten Gegenstände in Groß-Ber- 
lin (West) hergestellt sind und das Entgelt dafür in Groß-Berlin 
(West) gezahlt worden ist, müssen buchmäßig nachgewiesen sein. 

(3) Hat ein Unternehmer Werkleistungen, die in einer Bearbeitung 
oder Verarbeitung von Gegenständen bestehen, durch einen West- 
berliner Unternehmer in Groß-Berlin (West) ausführen lassen, so 
ist er berechtigt, die Umsatzsteuer, die er für einen Voranmel- 
dungszeitraum (Veranlagungszeitraum) schuldet, um drei vom 
Hundert des Betrages zu kürzen, den er im gleichen Zeitraum als 
Werklohn für diese Leistungen gezahlt hat, wenn die Gegen- 
stände in Groß-Berlin (West) bearbeitet oder verarbeitet worden 
sind, diese Gegenstände in das Bundesgebiet gelangt sind und 
das Entgelt in Groß-Berlin (West) gezahlt worden ist; diese 
Voraussetzungen müssen buchmäßig nachgewiesen sein. 

(4) Übersteigt der Kürzungsbetrag die für den Voranmeldungs- 
zeitraum (Veranlagungszeitraum) geschuldete Umsatzsteuer, so 
wird der Unterschiedsbetrag nach der Veranlagung durch Auf- 
rechnung oder Zahlung ausgeglichen. 

§ 4 

(1) Westberliner Unternehmer im Sinne dieses Gesetzes ist 

1. ein Unternehmer, der seinen Sitz in Groß-Berlin (West) hat; 

2- eine in Groß-Berlin (West) gelegene Betriebsstätte eines 
Unternehmers, der seinen Sitz im Bundesgebiet hat. 

(2) Als Herstellung im Sinne dieses Gesetzes ist jede Bearbeitung 
oder Verarbeitung im Sinne des § 12 der Durchführungsbestim- 
mungen zum Umsatzsteuergesetz vom 23. Dezember 1938 (RGBl. I 
S. 1935) anzusehen. 

(3) Eine Bearbeitung oder Verarbeitung durch einen Westberliner 
Unternehmer liegt auch dann vor, wenn er sie durch einen an- 
deren Westberliner Unternehmer ausführen läßt. 

(4) Der buchmäßige Nachweis gilt als erbracht, wenn aus den im 
Bundesgebiet geführten Büchern hervorgehen: 

1. die Menge und die handelsübliche Bezeichnung der Gegen- 
stände, die geliefert oder im Werklohn bearbeitet oder ver- 
arbeitet worden sind; 

2. der Lieferer oder der Werkleistende; 

3. der Ort der Herstellung oder der Werkleistung mit einem 
Hinweis auf die darüber ausgestellte Besdieinigung des Magi- 
strats von Groß-Berlin (West) — Abteilung Wirtschaft — ; 
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4. der Tag des Empfangs der Gegenstände im Bundesgebiet 
nebst Hinweis auf Frachtbrief, Postpaketabschnitt oder andere 
Belege; 

5. die Höhe und der Tag der Zahlung des Entgelts mit einem 
Hinweis auf Zahlkartenabschnitt oder andere Belege. 

Das Finanzamt ist berechtigt, einem steuerlich zuverlässigen 
Unternehmer zu gestatten, daß er den buchmäßigen Nachweis in 
anderer Weise erbringt. 


§ 5 

Körperschaften des öffentlichen Rechts steht der Anspruch auf 
Kürzung auch dann zu, wenn sie die Gegenstände nicht im Rah- 
men ihres Unternehmens erworben oder die Werkleistung nicht 
im Rahmen ihres Unternehmens vergeben haben. 

§ 6 

Die Kürzung ist nicht zulässig für den Erwerb von Originalwerken 
der Plastik, Malerei und Graphik nicht mehr lebender Künstler, 
von Gebrauchtwaren, Antiquitäten, Briefmarken und den in § 7 
Absatz 2 des Umsatzsteuergesetzes genannten Gegenständen. 


Artikel IV 


Übergangs- und S c h 1 u ß v o r s c h r i f t e n 

§ 7 

(1) Dieses Gesetz tritt am in Kraft. 

(2) Die Kürzung der Umsatzsteuer nach Artikel III ist erstmals 
für die im Monat April 1950 gezahlten Entgelte und letztmals für 
die im Monat Dezember 1951 gezahlten Entgelte zulässig. 
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Begründung 


I. Allgemeine Begründung 

Die Zuschüsse der Westzonen zum Ausgleich des Westberliner 
Haushalts genügen nicht, um in West-Berlin wieder gesunde wirt- 
schaftliche und finanzielle Verhältnisse zu schaffen. Es bedarf 
deshalb über die haushaltsmäßigen Stützungsmaßnahmen hinaus 
einer umfangreichen Hilfsaktion für West-Berlin auf wirtschaft- 
lichem Gebiet. Hierdurch soll die Westberliner Wirtschaft befähigt 
werden, ihren Rückstand gegenüber der Wirtschaft der West- 
zonen aufzuholen und ihre Wettbewerbsfähigkeit zurückzugewin- 
nen. Ein Erfolg dieser Maßnahmen muß sich auch günstig auf die 
Westberliner Haushaltslage auswirken, so daß sich die Zuschüsse 
des Bundes zur Deckung des Westberliner Haushaltsdefizits all- 
mählich verringern lassen. 

Um dieses Ziel zu erreichen sind unter anderem vorgesehen: 

1. Die Sicherung des Warenbezugs von West-Berlin gegen Risi- 
ken, die sich aus der politischen Situation West-Berlins er- 
geben könnten, durch eine Garantie des Bundes. 

2. Die Übernahme einer Bundesbürgschaft zur Sicherung der 
Finanzierung des Ausbaus des Berliner Kraftwerks West. Das 
Kraftwerk West ist derzeit das wichtigste Investitionsvor- 
haben in West-Berlin. Es soll West-Berlin von den Strom- 
lieferungen der Ostzone unabhängiger machen und so eine 
gewisse Stetigkeit der Westberliner Produktion gewähr- 
leisten. 

3. Die Umsatzsteuervergünstigung für den Erwerb von Waren 
aus West-Berlin und die Ausführungen von Werkleistungen 
in West-Berlin. Diese erhöhen unmittelbar die Wettbewerbs- 
fähigkeit der Westberliner Firmen im Vergleich zu Unter- 
nehmen der Westzonen. 


11. Begründung im Einzelnen 

ZuArtikell 

Die Garantie bezweckt die Wiederherstellung der Wettbewerbs- 
fähigkeit der Westberliner Wirtschaft mit der Wirtschaft des 
Bundesgebietes durch Abdeckung des politischen Risikos, das den 
Warenverkehr von West-Berlin nach den Westzonen hemmt. 

Uber die Durchführung der Garantie sind unter Mitwirkung des 
Magistrats von Groß-Berlin (West) und des Industrieausschusses 
West-Berlin Richtlinien ausgearbeitet worden, die unter anderem 
den Umfang und die Dauer der Garantie sowie die Schadensfest- 
stellung und die Fälligkeit der Entschädigung regeln. Gegen- 
stand der Garantie ist, sofern nichts anderes vereinbart, der im 
Liefervertrag festgelegte Auftragswert. Für die Übernahme der 
Garantie ist eine Bearbeitungsgebühr von ein Viertel vom Hun- 
dert aus dem Höchstbetrag der Garantie, mindestens aber zwanzig 
Deutsche Mark zu entrichten. Die Mindestgebühr soll verhindern, 
daß die Durchführung dieser Sicherungsmaßnahme durch eine zu 
große Anzahl kleinster und kurzfristiger Geschäftsvorfälle be- 
lastet und gefährdet wird. Über die Garantiebeträge soll im Rah- 
men der Haushaltsordnung ein Ausschuß entscheiden, dehi je ein 
Vertreter des Bundesministers für Wirtschaft, des Bundesministers 
für Finanzen und als beratendes Mitglied ein Vertreter der W^est- 
berliner Wirtschaft angehören. Von Fall zu Fall sollen weitere 
Sachverständige herangezogen werden. 
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Um den Aufbau eines besonderen Verwaltungsapparates zu ver- 
meiden, soll entsprechend der Regelung, die in Durchführung des 
Gesetzes über die Übernahme von Sicherheitsleistungen und Ge- 
währleistungen im Ausfuhrgeschäft vom 26. August 1949 (WiGBL 
S. 303) getroffen wurde und sich auch bewährt hat, die Hermes- 
i^lreditversicherungs A. G. und die Deutsche Revisions- und Treu- 
hand-AG. als Mandatare des Bundes die Geschäfte führen. Die 
TätigKeii der Geschäftsführung unterliegt der Kontrolle des Bun- 
desministers für Wirtschaft, des Bundesministers der Finanzen und 
des Rechnungshofes. 


Zu Artikel II 

Die Marshallplan-Verwaltung in Washington hat zur langfristi- 
gen Finanzierung des Ausbaus des Kraftwerks West der Berliner 
Elektrizitätswerke AG. (BEWAG) vierundvierzig Millionen Deut- 
sche Mark mit der Maßgabe freigegeben, daß die Kreditanstalt 
für Wiederaufbau ans eigenen Mitteln weitere elf Millionen Deut- 
sche Mark zur Verfügung stellt. Da der Kredit nach den gleichen 
Richtlinien und Verfahren gegeben werden mußte, wie sie bei 
Darlehen an andere Unternehmen der gleichen Art Anwendung 
finden, konnte die Kreditanstalt für Wiederaufbau den Kredit nur 
geben, wenn die wirtschaftliche und finanzielle Lage der BEWAG 
dies vertretbar erscheinen ließ und wenn von dieser darüber 
hinaus dingliche oder sonstige einwandfreie Sicherungen gestellt 
werden konnten. Von der BEWAG sind daraufhin Maßnahmen 
durchgeführt worden, die die Rentabilität des Unternehmens 
im besonderen durch Erhöhung der Gebührensätze — sichern 
sollten. Eine dingliche Sicherung konnte sie aber nicht bieten, da 
sie durch eine Negativklausel zur Sicherung alter in- und auslän- 
discher Anleihen gebunden war. Aus diesem Grunde mußte die 
Kreditanstalt für Wiederaufbau auf einer Bürgschaft der öffent- 
lichen Hand für diesen Kredit bestehen. Für den Kreditbetrag in 
Höhe von vierundvierzig Millionen Deutsche Mark hat sich der 
amerikanische Kreditgeber mit der Bürgschaftsübernahme durch 
den Magistrat von Groß-Berlin (West) einverstanden erklärt. Für 
die weiteren elf Millionen Deutsche Mark, die die Kreditanstalt 
für Wiederaufbau aus eigenen Mitteln zur Verfügung zu stellen 
bereit war, verlangte sie jedoch eine Bürgschaft des Bundes. 

Die Kreditgewährung wäre durch die Notwendigkeit der vor- 
herigen Herbeiführung einer gesetzlichen Grundlage für die Bürg- 
schaftsübernahme unvertretbar lange verzögert worden. Die 
Kreditanstalt für Wiederaufbau hat daher die Kreditzusage von 
einer schriftlichen Erklärung der Bundesregierung abhängig ge- 
macht, daß diese entscheidenden Wert auf die umgehende Zur- 
verfügungstellung der Kreditsumme an die BEWAG legt und daß 
sie sich für die Herbeiführung einer gesetzlichen Ermächtigung 
für die Übernahme der Bürgschaft einsetzen wird. 

Die Bundesregierung hat am 19. Oktober 1949 diese Erklärung 
abgegeben. 

Zu Artikel III 

Die Umsatzsteuervergünstigungen bezwecken, die Belebung der 
Westberliner Wirtschaft von Seiten der Umsatzsteuer zu fördern. 
Der Einstandspreis des westdeutschen Abnehmers für den Erwerb 
westberliner Waren und der Werklohn .für gewisse in Groß- 
Berlin (West) ausgeführte Werkleistungen sollen um die Höhe der 
allgemeinen Umsatzsteuer von drei vom Hundert gesenkt werden. 
Der Weg, die Leistungen der westberliner Unternehmer an die 
westdeutschen Abnehmer von der Umsatzsteuer zu befreien, hätte 
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für den Haushalt Groß-Berlins (West) einen nicht unbeträchtlichen 
Steuerausfall ergeben, für den weitere Subventionen in Betracht 
gekommen wären. Die Lieferungen westberliner Waren durch den 
ersten westdeutschen Abnehmer von der Umsatzsteuer zu befreien, 
erschien nicht zweckmäßig. Dann hätte, wenn der Erwerber die 
Gegenstände als Bestandteile einer von ihm ausgeführten Lie- 
ferung verwendet, regelmäßig das Entgelt zerlegt werden müssen. 
Hiergegen sprach schon die verwaltungsmäßige Erschwerung für 
die ohnehin stark belasteten Finanzämter. Sachlich würde sich 
ergeben, daß z. B. bei Produktionsmitteln, die im eigenen Unter- 
nehmen des Erwerbers verwendet werden, die Umsatzsteuerver- 
günstigung nicht hätte in Anspruch genommen werden können. 
Die Vergünstigungen kommen nur in Frage, wenn die Erwerber 
westberliner Waren oder die Auftraggeber Unternehmer sind. 

Die Vorschläge über die Umsatzsteuervergünstigungen sind unter 
Beteiligung des Bundesministeriums für Wirtschaft mit Vertretern 
des Berliner Magistrats (West) und der westberliner Wirtschaft 
besprochen worden und haben allseitige Zustimmung gefunden. 

z». i i 

In den Fällen, in denen der westdeutsche Unternehmer Einzel- 
teile in Groß-Berlin (West) herstellt, sie in das Bundesgebiet ver- 
bringt und dort zusammenstellt, einbaut oder bei der Errichtung 
eines Werkes verwendet, schlägt die Vorschrift des § 3 Absatz 1 
nicht durch, weil nicht der gelieferte Gegenstand in Groß-Berlin 
(West) hergestellt und in das Bundesgebiet gelangt ist; dies wäre 
z. B. beim Bau eines Kraftwerkes nicht möglich. Es ist deshalb 
vorgesehen, daß der Kürzungsbetrag von dem Entgelt (Teil des 
Entgelts) zu berechnen ist. das auf die in Groß-Berlin (West) her- 
gestellten Einzelteile entfällt. 

Zur Belebung der westberliner Wirtschaft trägt es auch bei, wenn 
Aufträge zur Bearbeitung eines Gegenstandes im Lohn nach 
Berlin (West) vergeben werden, darum sind auch diese Fälle in 
die Vergünstigungen einbezogen. 

Zu § 4 

Es ist klargestellt, daß als Westberliner Unternehmer im Sinne 
der Umsatzsteuervergünstigung auch derjenige gilt, der seine 
Geschäftsleitung im Bundesgebiet hat, aber in Groß-Berlin (West) 
eine Betriebsstätte unterhält- 

Eine Ausdehnung der Vergünstigung auf diejenigen Unternehmer, 
die zwar eine Betriebssätte in Groß-Berlin (West) unterhalten, 
aber ihre Geschäftsleitung weder in Groß-Berlin (West) noch im 
Bundesgebiet haben, erschien nicht angezeigt. Ein Ausgleich der 
Umsatzsteuer, die in anderen als den genannten Gebieten gezahlt 
ist, wäre nicht gerechtfertigt. 

Der Begriff der Herstellung ist außerordentlich weit gefaßt. Als 
Herstellung gilt jede Änderung der Marktgängigkeit eines Ge- 
genstandes. Es empfiehlt sich, bekannte und eingespielte Umsatz- 
steuerbegriffe zu verwenden. Sachlich ist wesentlich, daß die 
Lieferung eines Gegenstandes, der erworben und in einer die 
Marktgängigkeit ändernden Weise bearbeitet worden ist, der all- 
gemeinen Umsatzsteuer unterliegt. 

Die Feststellungen, ob Waren in Groß-Berlin (West) hergestellt 
oder Werkleistungen dort ausgeführt sind, können die Finanz- 
ämter im Bundesgebiet nicht treffen. In Erörterungen mit Ver- 
tretern Groß-Berlms (West) wurde übereingekommen, daß die 
Abteilung Wirtschaft des Magistrats von Groß-Berlin (West) den 
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Oli: der Herstelliing und der Werkleistung bestätigt. Diese 
Ursprungsbescheinigung ist ein wesentlicher Teil des buchmäßigen 
Nachweises. Über die Ausstellung der Ursprungsbescheinigung 
ist eine besondere Westberliner Verordnung beabsichtigt, in die 
auch Strafbestimmungen für unrichtige Erklärungen des West- 
berliner Unternehmers aufgenommen werden sollen. 

Zu § j 

Wenn Körperschaften des öffentlichen Rechts in Erfüllung ihrer 
Hoheitsaufgaben handeln, treten sie nicht als Unternehmer auf. 
Das trifft z. B. zu, wenn eine Stadtgemeinde Büromöbel zur 
Ausstattung der Diensträume des Rathauses erwirbt. Öffentlich- 
rechtlichen Körperschaften soll der Anrechnungsanspruch in jedem 
Fall zustehen. 

Zu S 6 

Die Vergünstigimg ist für solche Gegenstände auszuschließen, 
deren Erwerb nicht oder nur unbedeutend zu einer Belebung der 
westberliner Wirtschaft beizutragen vermag. Zum Teil ergibt sich 
der Ausschluß schon dadurch, daß die Voraussetzungen des § 3 
nicht vorliegen oder nicht naciigewiesen werden können, z. B. für 
Antiquitäten. Es ist ferner nicht berechtigt, eine indirekte Ver- 
gütung in Höhe von drei vom Hundert zu gewähren, wenn der 
Gegenstand überhaupt nur mit der Hälfte der allgemeinen Um- 
satzsteuer belastet ist. 
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Anlage 2 


Der Präsident 
des Deutschen Bundesrates 


Bonn, den 28 . Januar 1950 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Betr.: Entwurf eines Gesetzes über Hilfsmaßnahmen zur 
Förderung der Wirtschaft von Groß-Berlin (West). 

Hierdurch beehre ich mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 
Sitzung vom 27. Januar 1950 beschlossen hat, dem Gesetzentwurf 
grundsätzlich zuzustimmen. Der Bundesrat ist aber der Auffassung, 
daß die finanziellen Leistungen, die der Stadt Berlin aus Bundes- 
mitteln gewährt werden, im Haushaltsplan des Bundes und im 
Haushaltsplan der Stadt Berlin eindeutig und in voller Höhe zum 
Ausdruck kommen sollten. Die im Artikel III vorgesehene Umsatz- 
steuervergünstigung läßt die Belastung des Bundeshaushaltes und die 
Entlastung des Berliner Haushalts nicht offen in Erscheinung treten. 
Der Bundesrat bittet zu prüfen, ob der angestrebte wirtschaftliche 
Erfolg nicht mindestens ebenso wirksam dadurch erreicht werden 
kann, daß die Leistungen der West -Berliner Unternehmer an die 
westdeutschen Abnehmer von der Umsatzsteuer befreit werden und 
der Stadt Berlin in Höhe des Umsatzsteuerausfalls eine zusätzliche 
Finanzhilfe aus Mitteln des Bundes gewährt wird. Damit würde dem 
haushaltsrechtlichen Publizitätsprinzip Rechnung getragen und zu- 
gleich erreicht, daß die Kontrolle darüber, ob die Voraussetzungen 
der Umsatzsteuerbefreiung gegeben sind, zunächst - vorbehaltlich der 
Überprüfung durch den Bundesrechnungshof - der Finanz Verwaltung 
von Berlin übertragen wird, die zu den hier erforderlichen Einzel- 
feststellungen besser befähigt sein wird als die Finanzämter des 
Bundesgebietes. 


Arnold 
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